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Bundesministerium  
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Stubenring 1 
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Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Zu dem mit Schreiben vom 21. März 2007 z.Zl. BMVIT-170.706/0001-II/ST4/2007 

übermittelten Entwurf der 11. Führerscheingesetz-Novelle gibt der Österreichische 

Städtebund nach Prüfung folgende Stellungnahme ab: 

Zu § 8 Abs. 1: 

Sowohl in der geltenden als auch in der vorgeschlagenen Version soll der 

Führerscheinwerber ein Gutachten über die gesundheitliche Eignung vom 

sachverständigen Arzt bei der Behörde vorlegen, welches nicht älter als 18 Monate sein 

soll. Dieser Zeitraum erscheint aus amtsärztlicher Sichtweise als zu lang, weil sich 

innerhalb dieser Frist sehr wohl verkehrsrelevante Verschlechterungen des 
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Seite 2 von 2 

Gesundheitszustandes ergeben können. Eine Fristsetzung von maximal 6 Monaten für die 

Gültigkeitsdauer des ärztlichen Gutachtens würde bei dieser Thematik eine größere 

Sicherheit und Aktualität bringen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

SR Dr. Thomas Weninger 

Generalsekretär 
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